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Sachgebiet 830 


Vorblatt 


Viertes Gesetz 

über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

1. Anpassung der Versorgungsbezüge nach § 56 des Bundes- 
versorgungsgesetzes entsprechend der Anpassung der Be- 
standsrenten in der Arbeiterrentenversicherung an die 
durchschnittliche Entwicklung der Löhne und Gehälter der 
Jahre 1967 bis 1969. 

2. Beseitigung von Härten im Bereich der Kriegsopferfürsorge 
und der Witwen- und Waisenbeihilfe. 

3. Versorgung von Personen, die im spanischen Bürgerkrieg 
auf republikanischer Seite gekämpft haben. 

4. Redaktionelle Änderungen. 


B. Lösung 

1 . Anhebung der in § 56 des Bundesversorgungsgesetzes näher 
bestimmten Leistungen um rund 9,5 v. H. 

2. Für die Gewährung der Elternrente ist es seit dem 2. NOG 
(1964) nicht mehr erforderlich, daß der Verstorbene der 
Ernährer der Eltern geworden wäre. Für die Kriegsopfer- 
fürsorge sollen entsprechende Folgerungen gezogen werden. 

Witwen- und Waisenbeihilfe soll auch den Hinterbliebenen 
von Beschädigten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 und 60 v. H. gewährt werden können, wenn ihre Ver- 
sorgung wegen der Schädigung erheblich beeinträchtigt ist. 
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3. Ausdehnung des Personenkreises, auf den das Bundesver- 
sorgungsgesetz entsprechend anzuwenden ist (§ 82 BVG). 

4. Klarstellende Änderungen des Gesetzestextes. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge sowie die struk- 
turellen Verbesserungen ergeben sich im Haushaltsjahr 1973 
Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes in Höhe von 548,7 
Millionen DM. Die Auswirkung auf die Folgejahre 1974 bis 
1976 beträgt (in Millionen DM) : 

1974 1975 1976 

536,0 528,0 520,1 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/3) - 820 00 - Bu 28/72 Bonn, den 8. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes über die Anpassung 
der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Viertes Anpassungsgesetz - KOV - 4 . AnpG-KOV-) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 381. Sitzung am 19. Mai 1972 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen . 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierten Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 
(Viertes Anpassungsgesetz - KOV - 4. AnpG-KOV - 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung von Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 141, 180), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 16. Dezember 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1985), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 14 wird die Zahl „79" durch die Zahl „87" 
ersetzt. 

2. In § 15 werden in Satz 1 die Worte „10 bis 65" 
durch die Worte „11 bis 71" und in Satz 2 die 
Worte „einer Deutschen Mark" durch die Worte 
„1,095 Deutsche Mark" ersetzt. 

3. § 18 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Heilbehandlungsmaßnahmen" die Worte 
„oder nach dem Wegfall des Anspruchs auf 
Fortzahlung des Lohnes oder des Gehalts" 
eingefügt. 

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„ (7) Einkommensausgleich und Beihilfe 
nach § 17 a werden bis zu dem Tag gewährt, 
an dem die Voraussetzungen für ihre Ge- 
währung entfallen. Als Wegfall der Voraus- 
setzungen gelten auch der Übergang der 
Arbeitsunfähigkeit in einen Zustand, der in 
den nächsten 78 Wochen voraussichtlich nicht 
zu beseitigen ist (Dauerzustand) sowie die 
Bewilligung einer Rente wegen Erwerbsun- 
fähigkeit oder eines Altersruhegeldes aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen. Sind 
die in Satz 1 genannten Leistungen laufend 
gewährt worden, so tritt der Wegfall bei 
Eintritt eines Dauerzustandes mit Ablauf von 
zwei Wochen nach Feststellung, bei Renten- 
bewilligung mit dem Tag ein, an dem der Be- 
rechtigte von der Bewilligung Kenntnis er- 
halten hat. Badekuren und Heilstättenbe- 
handlungen enden mit Ablauf der für die 
Behandlung vorgesehenen Frist. Leistungen, 
die in Jahresbeträgen zuerkannt werden, 
enden mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Voraussetzungen für ihre Gewährung 
entfallen sind." 


4. § 19 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Krankengeld wird erstattet, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit oder die Krankenhauspflege 
durch eine anerkannte Schä di gungs folge ver- 
ursacht worden ist." 

5. In § 25 a Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„bei Hinterbliebenen, die Elternrente erhalten, 
wird der Zusammenhang stets angenommen." 

6. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird die Zahl „650" durch die 
Zahl „712" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Zahl „149" 
durch die Zahl „163", die Zahl „234" durch 
die Zahl „256" und die Zahl „351" durch die 
Zahl „384" ersetzt. 

7. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 

um 30 vom Hundert von 74 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert von 99 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 135 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 171 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 235 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 285 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 341 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

von 384 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, um 15 Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(5) Erwerbsunfähige Beschädigte, die 
durch die anerkannten Schädigungsfolgen 
gesundheitlich außergewöhnlich betroffen 
sind, erhalten eine monatliche Schwerstbe- 
schädigtenzulage, die in folgenden Stufen 
gewährt wird: 

Stufe I 45 Deutsche Mark, 

Stufe II 91 Deutsche Mark, 

Stufe III 136 Deutsche Mark, 

Stufe IV 182 Deutsche Mark, 

Stufe V 227 Deutsche Mark, 

Stufe VI 273 Deutsche Mark." 
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8. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 vom Hundert 171 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 171 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 235 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 285 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 341 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

384 Deutsche Mark." 

9. § 33 a erhält folgende Fassung: 

„§ 33 a 

(1) Schwerbeschädigte erhalten für den Ehe- 
gatten einen Zuschlag von 43 Deutsche Mark 
monatlich. Den Zuschlag erhalten auch Schwer- 
beschädigte, deren Ehe aufgelöst oder für nich- 
tig erklärt worden ist, wenn sie im eigenen 
Haushalt für ein Kind im Sinne des § 33 b Abs. 
2 bis 4 sorgen. 

Steht keine Ausgleichsrente zu, so gilt § 33 ent- 
sprechend mit folgender Maßgabe: 

a) Das anzurechnende Einkommen ist nur inso- 
weit zu berücksichtigen, als es nicht bereits 
zum Wegfall der Ausgleichsrente geführt 
hat. 

b) § 33 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe b ist nicht anzu- 
wenden. 

(2) Alle Empfänger einer Pflegezulage er- 
halten den vollen Zuschlag, auch wenn die 
Pflegezulage nach § 35 Abs. 3 nicht gezahlt wird 
oder nach § 65 Abs. 1 ruht." 

10. § 33 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden in Satz 3 dag Wort „ Er- 
satzdienstpflicht " durch das Wort „Zivil- 
dienstpflicht" und in Satz 4 das Wort „Er- 
satzdienst" durch das Wort „Zivildienst" er- 
setzt. 

b) Absatz 5 Buchstabe c wird gestrichen. 

c) Folgender neuer Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) Alle Empfänger einer Pflegezulage 
erhalten den vollen Zuschlag, auch wenn die 
Pflegezulage nach § 35 Abs. 3 nicht gezahlt 
wird oder nach § 65 Abs. 1 ruht." 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

11. In § 34 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „100" durch 
die Zahl „150" ersetzt. 

12. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Zahl „149" 
durch die Zahl „163" und in Satz 2 die Worte 
„253, 358, 462 oder 598 Deutsche Mark" 
durch die Worte „277, 392, 506 oder 655 
Deutsche Mark" ersetzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „65" durch 
die Zahl „71" ersetzt. 

13. In § 36 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Pflege eitern" das Wort „und" gestrichen und 
die Worte „, die Enkel" eingefügt. 

14. In § 37 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Pflegeeltern" die Worte „, die Enkel" einge- 
fügt. 

15. In § 40 wird die Zahl „210" durch die Zahl „230" 
ersetzt. 

16. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „325" 
durch die Zahl „356" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „und 
Ortsklasse A" gestrichen. 

17. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „210" durch die 
Zahl „230" ersetzt. 

18. In § 45 Abs. 3 werden in Satz 2 das Wort „Er- 
satzdienstpflicht" durch das Wort „Zivildienst- 
pflicht" und in Satz 3 das Wort „Ersatzdienst" 
durch das Wort „Zivildienst" ersetzt. 

19. In § 46 werden die Zahl „58" durch die Zahl 
„64" und die Zahl „111" durch die Zahl „122" 
ersetzt. 

20. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „104" durch die 
Zahl „114" und die Zahl „144" durch die Zahl 
„158" ersetzt. 

21. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Beschädigter nicht an den Fol- 
gen einer Schädigung gestorben, so erhalten 
die Witwe und die Waisen (§ 45) nach Maß- 
gabe der folgenden Vorschriften Witwen- 
und Waisenbeihilfe. Die Witwen- und Wai- 
senbeihilfe ist zu gewähren, wenn der Be- 
schädigte im Zeitpunkt seines Todes An- 
spruch auf die Rente eines Erwerbsunfähi- 
gen oder wegen nicht nur vorübergehender 
Hilflosigkeit Anspruch auf eine Pflegezulage 
hatte. § 40 a Abs. 3 Satz 2 gilt. Die Witwen- 
und Waisenbeihilfe kann gewährt werden, 
wenn der Beschädigte im Zeitpunkt seines 
Todes einen Anspruch auf eine Rente nach 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 70 vom Hundert hatte; darüber 
hinaus kann sie auch gewährt werden, wenn 
ein Schwerbeschädigter durch die Folgen der 
Schädigung gehindert war, eine entsprechen- 
de Erwerbstätigkeit in vollem Umfang aus- 
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zuüben, und dadurch die Versorgung seiner 
Hinterbliebenen erheblich beeinträchtigt 
worden ist. Die Sätze 2 bis 4 gelten entspre- 
chend, wenn der Beschädigte im Zeitpunkt 
seines Todes Anspruch auf Versorgungsbe- 
züge nach früheren versorgungsrechtlichen 
Vorschriften hatte." 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „des 
Absatzes 1 Satz 2" durch die Worte „des 
Absatzes 1 Satz 4" ersetzt. 

22. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „260" durch 
die Zahl „285" und die Zahl „176" durch die 
Zahl „193" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „52" durch die 
Zahl „57" und die Zahl „39" durch die Zahl 
„43" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „163" durch die 
Zahl „178" und die Zahl „117" durch die 
Zahl „128" ersetzt. 

23. § 55 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
„Ist nach Satz 1 Buchstabe a die Witwenaus- 
gleichsrente zu gewähren, zählt bei der Fest- 
stellung des Berufsschadensausgleichs die 
Ausgleichsrente nur mit dem Betrag, der 
ohne das Zusammentreffen als Beschädigten- 
ausgleichsrente zu zahlen wäre, zum der- 
zeitigen Bruttoeinkommen." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; 

in ihm werden die Worte „Satz 1" durch die 
Worte „den Sätzen 1 und 2" ersetzt. 

24. § 64 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „zu- 
züglich der Ausgleichsrente dem höheren 
Durchschnittseinkommen" durch die Worte 
„dem Vergleichseinkommen" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Als allgemeine Grundlage zur Ermittlung 
des Vergleichseinkommens werden die dem 
Statistischen Bundesamt zur Verfügung ste- 
henden amtlichen Statistiken des Aufent- 
haltsstaates zugrunde gelegt." 

c) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Erhebun- 
gen" durch das Wort „Statistiken" ersetzt. 

d) In Absatz 2 Satz 4 erster Halbsatz werden 
hinter dem Wort „diesem" die Worte „als 
Vergleichseinkommen" eingefügt. 

e) In Absatz 2 Satz 5 wird das Wort „Durch- 
schnittseinkommen" durch das Wort „Ver- 
gleichseinkommen" ersetzt. 


f) In Absatz 5 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„er kann im Benehmen mit der zuständigen 
obersten Landesbehörde auch festlegen, wie 
die Versorgungsbezüge auszuzahlen sind." 

25. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz ist entsprechend anzuwenden 
auf 

1. Personen, denen für Schäden an Leib 
und Leben Leistungen zuerkannt wor- 
den waren 

a) auf Grund des § 18 des Gesetzes über 
den Ersatz der durch den Krieg ver- 
ursachten Personenschäden (Kriegs- 
personenschädengesetz) vom 15. Juli 
1922 (Reichsgesetzbl. I S. 620) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1927 (Reichsgesetzbl. I 
S. 515, 533) 

oder 

b) auf Grund des § 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über den Ersatz der durch die Beset- 
zung deutschen Reichsgebiets verur- 
sachten Personenschäden (Besat- 
zungspersonenschädengesetz) vom 
17. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 624) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. April 1927 (Reichsgesetzbl. I 
S. 103); 

2. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, die in der Zeit vom 18. 
Juli 1936 bis 31. März 1939 in Spanien 
auf republikanischer Seite gekämpft und 
dabei durch Unfall oder Kampfmittelein- 
wirkung eine gesundheitliche Schädi- 
gung erlitten haben, sowie deren Hinter- 
bliebenen, wenn der Beschädigte oder 
seine Hinterbliebenen ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben." 

26. Folgender neuer § 90 wird eingefügt: 

„§90 

(1) Führt ein Gesetz, das das Bundesversor- 
gungsgesetz ändert, zu einer Änderung laufend 
gewährter Versorgungsbezüge und Einkom- 
mensausgleiche, so sind diese von Amts wegen 
neu festzustellen. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die 
sich aus einem solchen Änderungsgesetz erge- 
ben, nur auf Antrag festgestellt. Wird der An- 
trag binnen eines Jahres nach Verkündung des 
Änderungsgesetzes gestellt, so beginnt die Zah- 
lung mit dem Wirksamwerden der entsprechen- 
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den Änderung des Bundesversorgungsgesetzes, 
frühestens mit dem Jahr, Monat oder Tag, in 
dem oder an dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind. Sie beginnt mit demselben Zeitpunkt, 
wenn die neuen Ansprüche erst auf Grund einer 
noch zu erlassenden Rechtsverordnung festge- 
stellt werden können und der Antrag binnen 
eines Jahres nach Verkündung der Rechts Ver- 
ordnung gestellt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versorgung als Kannleistung oder im 
Wege des Härteausgleichs gewährt wird." 

27. Der bisherige § 90 wird § 91. 

28. Der bisherige § 91 wird § 92. 


Artikel 2 

Änderung von Vorschriften 
des Bundes-Seuchengesetzes 

Das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten beim Menschen (Bundes-Seu- 
chengesetz) vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 
1012, 1300), zuletzt geändert durch das Zweite Ge- 
setz zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes vom 
25. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1401), wird 
wie folgt geändert: 

§ 55 erhält folgende Fassung: 

„§55 

(1) Die Versorgung nach den §§ 51 bis 54 Abs. 1 
wird von den für die Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes zuständigen Behörden durchge- 
führt. Die örtliche Zuständigkeit der Behörden be- 
stimmt die Regierung des Landes, das die Versor- 
gung zu gewähren hat (§ 59 Abs. 2), durch Rechts- 
verordnung. 

(2) Das Gesetz über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung mit Ausnahme der §§ 3 
bis 5 und die Vorschriften des Sozial gerichtsgesetzes 
über das Vorverfahren sind anzuwenden. 


(3) Absatz 2 gilt nicht, soweit die Versorgung in 
der Gewährung von Leistungen besteht, die den Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge nach den §§25 bis 
27 e des Bundesversorgungsgesetzes entsprechen." 


Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Soweit die Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge, die Leistungen nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt, 

die Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe, 

das Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) nach dem 
Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1637) und 

die Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 

dem Grunde oder der Höhe nach durch Rentenlei- 
stungen des Bundesversorgungsgesetzes beeinflußt 
werden, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für die 
Monate Januar bis einschließlich Mai 1973 auf Grund 
der Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, 
für den genannten Zeitraum bei den Ermittlungen 
des Einkommens unberücksichtigt. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz unter Berück- 
sichtigung der im Saarland geltenden Fassung an- 
zuwenden ist. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§3 

Artikel 1 tritt am 1. Januar 1973 und Artikel 2 am 
Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes sind 
die laufenden Rentenleistungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes jährlich, erstmals mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971, durch Gesetz entsprechend 
dem Vomhundertsatz anzupassen, um den sich 
die allgemeine Bemessungsgrundlage, die der 
Rentenanpassung nach § 1272 Abs. 1 RVO für 
das laufende Kalenderjahr zugrunde gelegt wor- 
den ist, gegenüber der, die für die Rentenanpas- 
sung des vor auf gegangenen Jahres zugrunde ge- 
legt worden war, verändert hat. 

Der Rentenanpassung nach § 1272 Abs. 1 RVO 
für das Jahr 1973 wird die für das Jahr 1972 auf 
12 008 DM festgesetzte allgemeine Bemessungs- 
grundlage nach § 1255 Abs. 2 RVO zugrunde gelegt 
(vgl. § 1 des 15. RAG in Verbindung mit § 2 der 
Bezugsgrößen-Verordnung 1972 vom 21. Dezem- 
ber 1971 - BGBl. I S. 2069). Der Rentenanpassung 
für das (vor auf gegangene) Jahr 1972 war die für 
das Jahr 1971 auf 10 967 DM festgesetzte allge- 
meine Bemessungsgrundlage zugrunde gelegt 
worden. Die Veränderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage von 10 967 DM auf 12 008 
DM beträgt rd. + 9,5 v. H., so daß Rentenbeträge 
des Bundesversorgungsgesetzes um diesen Vom- 
hundertsatz anzuheben sind. 

2. Der Anpassung unterliegen 

— die Leistungen für Blinde (§14 BVG), 

— der Kostenersatz für außergewöhnlichen Ver- 
schleiß an Kleidung oder Wäsche (§ 15 BVG), 

— die Grundrenten der Beschädigten, Witwen 
und Waisen (§ 31 Abs. 1, §§ 40 und 46 BVG), 

• — die Schwerbeschädigtenzulage {§ 31 Abs. 5 
BVG), 

— die Höchstbeträge des Berufsschadens- und 
Schadensausgleichs und die Pauschbeträge 
für schwerbeschädigte Hausfrauen (§ 30 Abs. 
3 und 5 und § 40 a Abs. 1 BVG), 

— die Ausgleichsrenten der Beschädigten, Wit- 
wen und Waisen (§§ 32, 41, 47 BVG), 

— • der Ehegattenzuschlag für Schwerbeschädigte 
(§ 33 a BVG), 

— die Elternrenten (§ 51 BVG) und 

— die Pflegezulagen (§ 35 BVG). 

3. Der vorliegende Entwurf sieht eine Erhöhung 
der Beträge der in vorstehender Nummer 2 ge- 
nannten laufenden Rentenleistungen um rund 
9,5 v. H. vor, wobei - wie bei den bisherigen An- 
passungsgesetzen - Erhöhungsbeträge unter 0,50 
DM auf volle Deutsche Mark nach unten und von 
0,50 DM an auf volle Deutsche Mark nach oben 


abgerundet wurden. Bei dem zugrunde gelegten 
Abrundungsmodos ist gewährleistet, daß auf 
längere Sicht geringere Anpassungsbeträge in- 
folge Abrundungen nach unten durch spätere Ab- 
rundungen nach oben ausgeglichen werden. 

Neben einigen redaktionellen und der Verwal- 
tungsvereinfachung dienenden Änderungen sieht 
der Entwurf noch Änderungen vor, mit denen bei 
der Kriegsopferfürsorge und der Witwen- und 
Waisenbeihilfe Härten beseitigt werden sollen. 
Als neu zu versorgender Personenkreis sollen 
die Personen, die im spanischen Bürgerkrieg auf 
republikanischer Seite gekämpft haben, in das 
Gesetz aufgenommen werden. 


II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 14 BVG) 

Anpassung der Leistungen für Blinde, Anhebung 
von bisher 79 DM auf 87 DM = rd. 10, 1 v. H. 

Zu Nummer 2 (§ 15 BVG) 

Anpassung des Kostenersatzes für außergewöhn- 
lichen Verschleiß an Kleidung oder Wäsche. 

Anhebung von bisher 10 DM bis 65 DM auf 11 DM 
bis 71 DM = 10,0 v. H. (Mindestpauschbetrag) und 
rd. 9,2 v. H. (oberer Pauschbetrag). 


Zu Nummer 3 (§ 18 a BVG) 

Zu Buchstabe a 

Beschädigte, die wegen des Anspruchs auf Fortzah- 
lung des Lohns oder Gehalts bei Beginn der Heilbe- 
handlungsmaßnahme noch keinen Antrag auf Ge- 
währung eines Einkommens aus gleichs gestellt ha- 
ben, sollen durch die Ergänzung des Absatzes 3 Satz 
1 vor materiellem Schaden bewahrt werden. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Änderung soll der Schutz des Beschädig- 
ten bei Entziehung des Einkommensausgleichs und 
der Beihilfe nach § 17 a sachgerechter gestaltet wer- 
den. 


Zu Nummer 4 (§ 19 BVG) 

Die Änderung ist durch den Wegfall des Hausgeldes 
im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung 
bedingt. 
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Zu Nummer 5 (§ 25 a BVG) 

Mit dem 2. NOG-KOV ist der Nachweis, daß der 
Verstorbene der Ernährer seiner Eltern gewesen ist 
oder geworden wäre, entfallen (§ 50). Nach § 25 a 
Abs, 1 dürfen indessen Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge auch an Eltern nur gewährt werden, wenn 
die Notlage auf den Verlust des Ernährers zurück- 
geht. Ein solcher Zusammenhang wird nach § 25 a 
Abs. 3 Satz 1 angenommen, soweit nicht das Gegen- 
teil offenkundig oder nachgewiesen ist. Es ist daher 
auch heute noch regelmäßig erforderlich, bei Ge- 
währung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
an Eltern die Ernährereigenschaft des Verstorbe- 
nen zu prüfen. In der Praxis erfordert dies einen un- 
verhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand. Nur in 
wenigen Fällen führt die Prüfung zu dem Ergebnis, 
daß das Fehlen des Kausalzusammenhangs offen- 
kundig ist oder nachgewiesen werden kann. Es ist 
daher gerechtfertigt, auch in der Kriegsopferfür- 
sorge nicht zuletzt im Interesse der Eltern auf diese 
Prüfung zu verzichten. 

Zu Nummer 6 (§ 30 BVG) 

Zu Buchstabe a 

Anpassung des Höchstbetrages für den Berufsscha- 
densausgleich nach § 30 Abs. 3 BVG. 

Anhebung von bisher 650 DM auf 712 DM = 9,5 v. H. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung der Pauschbeträge für schwerbeschädigte 
Hausfrauen. 

Anhebung von bisher 149 DM, 234 DM und 351 DM 
auf 163 DM, 256 DM und 384 DM = jeweils 9,4 v. H. 

Zu Nummer 7 (§ 31 BVG) 

Zu Buchstabe a 


Anpassung der Grundrenten der Beschädigten 


Anhebung 

bei einer Minde- 
rung der 
Erwerbsfähigkeit 
um v. H. 

von 

bisher 

DM 

auf 

DM 

in v. H. 

30 

68 

74 

8,8 

40 

90 

99 

10,0 

50 

123 

135 

9,8 

60 

156 

171 

9,6 

70 

215 

235 

9,3 

80 

260 

285 

9,6 

90 

311 

341 

9,6 

100 

351 

384 

9,4 


Erhöhungsbetrag zur Grundrente der Schwerbeschä- 
digten nach Vollendung des 65. Lebensjahres von 
bisher 14 DM auf 15 DM = 7,1 v. H. 


Zu Buchstabe b 


Anpassung der Schwerstbeschädigtenzulage 


Anhebung 

in Stufe 

von 

bisher 

DM 

auf 

DM 

in v. H. 

I 

41 

45 

9,8 

II 

83 

91 

9,6 

III 

124 

136 

9,7 

IV 

166 

182 

9,6 

V 

207 

227 

9,7 

VI 

249 

273 

9,6 


Zu Nummer 8 (§ 32 BVG) 

Anpassung der Ausgleichsrente der Beschädigten 


Anhebung 


bei einer Minde- 
rung der 
Erwerbsfähigkeit 
um v. H. 

von 

bisher 

DM 

auf 

DM 

in v. H. 

50/ 60 

156 

171 

9,6 

70 

215 

235 

9,3 

80 

260 

285 

9,6 

90 

311 

341 

9,6 

100 

351 

384 

9,4 


Zu Nummer 9 (§ 33 a BVG) 

Anpassung des Ehegattenzuschlags und redaktionel- 
le Änderung. 

Anhebung von bisher 39 DM auf 43 DM = 10,3 v. H. 

Die Übernahme des bisherigen Buchstaben c als 
selbständigen Absatz 2 und seine Ergänzung dient 
der Klarstellung. 


Zu Nummer 10 (§ 33 b BVG) 

Redaktionelle Änderungen. 

Die Übernahme des bisherigen Absatzes 3 Buchsta- 
be c als selbständigen Absatz 6 (neu) und seine Er- 
gänzung dienen der Klarstellung. 


Zu Nummer 11 (§34 BVG) 

Durch die Änderung soll der für die Anrechnung von 
Lehrlingsvergütungen bei jugendlichen Schwerbe- 
schädigten vorgesehene Freibetrag von bisher 100 
DM auf 150 DM angehoben werden. 


Zu Nummer 12 (§ 35 BVG) 

Anpassung der Pflegezulagen und des dem Beschä- 
digten bei Anstaltspflege zu belassenden Betrages. 
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a) Anhebung der Pflegezulage 

in Stufe 

von 

bisher 

DM 

auf 

DM 

in v. H. 

I 

149 

163 

9,4 

II 

253 

277 

9,5 

III 

358 

392 

9,5 

IV 

462 

506 

9,5 

V 

598 

655 

9,5 


b) Anhebung des dem Beschädigten bei Anstalts- 
pflege zu belassenden Betrages von bisher 
65 DM auf 71 DM = 9,2 v. H. 


Zu Nummern 13 und 14 (§§ 36 und 37 BVG) 

Die Aufnahme der Enkel in den Kreis der Bezugs- 
berechtigten hat sich als sozialpolitisch notwendig 
erwiesen. 


Zu Nummer 15 (§ 40 BVG) 

Anpassung der Grundrente der Witwen. 

Anhebung von bisher 210 DM auf 230 DM — 9,5 v. H. 


Zu Nummer 16 (§ 40 a BVG) 

Zu Buchstabe a 

Anpassung des Höchstbetrages für den Schadensaus- 
gleich. 

Anhebung des Höchstbetrages von bisher 325 DM 
auf 356 DM = 9,5 v. H. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung berücksichtigt, daß nach Artikel I § 4 
Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern (1. BesVNG) vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 
208) die Sätze des Ortszuschlages nach Ortsklasse A 
mit Wirkung vom 1. Januar 1973 gestrichen werden. 


Zu Nummer 17 (§ 41 BVG) 

Anpassung des Betrages der vollen Ausgleichsrente 
der Witwen. 

Anhebung von bisher 210 DM auf 230 DM = 9,5 v. H. 

Zu Nummer 18 (§ 45 BVG) 

Redaktionelle Änderung 

Zu Nummer 19 (§ 46 BVG) 

Anpassung der Grundrenten der Waisen. 


Anhebung für 

Halbweisen von bisher 58 DM auf 64 DM = 
10,3 v. H., 

Vollwaisen von bisher 111 DM auf 122 DM = 
9,9 v. H.. 

Zu Nummer 20 (§ 47 BVG) 

Anpassung der Beträge der vollen Ausgleichsrente 
für Waisen. 

Anhebung für 

Halbweisen von bisher 104 DM auf 114 DM = 

9.6 v. H., 

Vollwaisen von bisher 144 DM auf 158 DM = 

9.7 v. H.. 


Zu Nummer 21 (§ 48 BVG) 

Zu Buchstabe a 

In Einzelfällen sind auch Schwerbeschädigte mit 
einer MdE um 50 oder 60 v. H. durch die Schädi- 
gungsfolgen gehindert, ihren Beruf in vollem Um- 
fang auszuüben. Die Witwe und die Waisen eines 
solchen Beschädigten können nach bisherigem Recht 
keine Versorgung erhalten, wenn der Beschädigte 
nicht an den Folgen einer Schädigung gestorben ist. 
Die Einfügung bezweckt, die Witwen und Waisen 
zu versorgen, deren Hinterbliebenensicherung durch 
die Folgen der Schädigung erheblich beeinträchtigt 
worden ist. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung der Elternrenten. 


Zu Nummer 22 (§ 51 BVG) 

Anpassung der Elternrenten, 

Zu Buchstabe a 

Anhebung der Beträge der vollen Elternrente für 

Elternpaare von bisher 260 DM auf 285 DM = 

9.6 v. H., 

Elternteile von bisher 176 DM auf 193 DM = 

9.7 v. H.. 

Zu Buchstabe b 

Anhebung der Erhöhungsbeträge nach § 51 Abs. 2 
BVG für 

Elternpaare von bisher 52 DM auf 57 DM — 

9,6 v.H., 

Elternteile von bisher 39 DM auf 43 DM — 

9.6 v. H., 
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Zu Buchstabe c 

Anhebung der Erhöhungsbeträge nach § 51 Abs. 3 
BVG für 

Elternpaare von bisher 163 DM auf 178 DM = 
9,2 v. H. f 

Elternteile von bisher 117 DM auf 128 DM = 
9,4 v. H.. 

Zu Nummer 23 (§ 55 BVG) 

Die Änderung dient der Klarstellung und entspricht 
der bisherigen Verwaltungspraxis. 

Zu Nummer 24 (§ 64 c BVG) 

Zu Buchstaben a bis e 

Die Änderungen sind redaktionell bedingt. 

Zu Buchstabe f 

Die Besonderheiten der Versorgung von Kriegsop- 
fern im Ausland können es erforderlich machen, den 
Zahlungsweg in bestimmten Fällen einheitlich oder 
gesondert festzulegen. Die Möglichkeit, den Zah- 
lungsweg im Rahmen des § 64 Abs. 2 bzw. des § 64 e 
Abs. 1 mit zu bestimmen, erfaßt nur einen Teil der 
Kriegsopfer. Die vorgesehene Ergänzung des § 64 c 
Abs. 5 bringt daher eine allgemeine Klarstellung. 


Zu Nummer 25 (§ 82 BVG) 

Die Ergänzung (neue Nummer 2) bezweckt, die Per- 
sonen, die am spanischen Bürgerkrieg auf republi- 
kanischer Seite teilgenommen haben, in die Ver- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz einzu- 
beziehen. Auch die Angehörigen der Legion Con- 
dor werden nach diesem Gesetz versorgt. Die zeit- 
liche Abgrenzung berücksichtigt Beginn und Ende 
des spanischen Bürgerkriegs und lehnt sich an eine 
entsprechende Regelung des italienischen Versor- 
gungsrechts an. 


Zu Nummer 26 (§ 90 BVG) 

Durch diese Vorschrift soll die Aufnahme jeweils 
inhaltsgleicher Übergangsregelungen in den künfti- 
gen Anpassungsgesetzen entbehrlich gemacht wer- 
den. 

Zu Nummern 27 und 28 (§§ 91 und 92 BVG) 
Folgeänderung aus Nummer 26. 

Zu Artikel 2 (§ 55 Bundes-Seuchengesetz) 

Die Änderung trägt dem vom Bundesrat bei der Be- 
handlung des Dritten Anpassungsgesetzes gemach- 
ten Vorschlag (Drucksache 496/71 - Beschluß) Rech- 
nung, eine Regelung zu schaffen, nach der die Län- 
der die Zuständigkeit für die Bearbeitung der Impf- 
schadensfälle jeweils einem ihrer Versorgungsämter 
übertragen können. 


Zu Artikel 3 
Zu§l 

Bei der Durchführung des Ersten bis Dritten Anpas- 
sungsgesetzes-KOV hat es sich als notwendig er- 
wiesen, die Rentenerhöhungen auf Grund eines 
Anpassungsgesetzes wie in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen für einen Ubergangszeitraum 
(Januar bis Mai) als nichtanrechenbar zu erklären 
(vgl. auch § 13 des 15. RAG). 

Zu §2 

Berlin-Klausel 


Zu §3 

Inkrafttreten 


III* Finanzieller und wirtschaftlicher Teil 

A. Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 

1. Mehraufwendungen an Bundesmitteln im Jahre 
1973 

Zusammenfassung 


Millionen DM 


. 1 Grundrenten 

. 2 Alterserhöhung der Grund- 
rente für Beschädigte 

. 3 Schwerbeschädigtenzulage 
. 4 Ausgleichs- und Elternrente 
. 5 Ehegattenzuschlag 
. 6 Pflegezulage 

. 7 Berufsschadens- und Scha- 
densausgleich 

a) Minderung infolge Erhö- 
hung der 

- Ausgleichsrente für 
Beschädigte 

- Grundrente für Witwen 

- Ausgleichsrente für 
Witwen 

Minderausgabe insge- 
samt 

b) Mehraufwand infolge 

- Erhöhung der Höchst- 
beträge 

- Anpassung der Pau- 
schalbeträge für Haus- 
frauen 

Mehraufwand ins- 
gesamt 

. 8 Heiratsabfindungen 
. 9 Leistungen für Blinde 


433,3 

1.3 
3,8 

122,0 

4.4 

9.5 


5,8 

29,9 

15,3 

51,0 

Xo 

0,5 

2,5 (-48,5) 
3,0 
0,5 
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.10 Kostenersatz für außerge- 
wöhnlichen Verschleiß an 
Kleidung und Wäsche 

.11 Witwen und Waisenbeihilfe 
an Hinterbliebene von Be- 
schädigten mit einer MdE um 
50 oder 60 v. H. 

.12 Personen, die in Spanien auf 
republikanischer Seite ge- 
kämpft haben 

.13 Änderung der Vorschrift über 
die Kriegsopferfürsorge 

.14 Aufwand nach Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz 
für anwendbar erklären 

.15 Verzicht auf Einsparungen in- 
folge Nichtanrechnung der 
Rentenerhöhungen von 
Januar bis Mai 1973 


5,2 


bis zu 3,0 


1,8 

1,3 

3,6 


4,5 

548,7 


2. Auswirkungen auf die Folgejahre 1974 bis 1976 


1974 

1975 

1976 


536,0 

528,0 

520,1 

Mio DM 


3. Die Anpassung der Versorgungsleistungen nach 
§ 56 BVG ist im geltenden Finanzplan enthalten. 
Soweit nach neuen Schätzungen höhere Beträge 
als die in Ansatz gebrachten erforderlich sind, 
werden sie bei der Anpassung der Finanzplanung 
berücksichtigt. Die Mehraufwendungen für die 
Änderung der Vorschriften über die Kriegsopfer- 
fürsorge und für die Versorgung der Personen, die 
auf republikanischer Seite am spanischen Bürger- 
krieg teilgenommen haben, werden ebenfalls bei 
der Anpassung und Fortschreibung der Finanz- 
planung erfaßt. Der durch die Änderung der Vor- 
schriften über die Witwen- und Waisenbeihilfe 
bedingte Bedarf wird im Rahmen der für den 
Finanzplan vorgesehenen Ansätze aufgefangen. 


4. Durch die Änderung der Vorschrift über die 
Kriegsopferfürsorge werden die Länder mit 0,3 
Mio DM belastet; das sind 20 v. H. der Gesamt- 
kosten. 

Im Hinblick auf die Übergangsvorschrift nach Ar- 
tikel 3 § 1 ist es möglich, daß auch zu Lasten der 
Länder ein Verzicht auf Einsparungen wirksam 
wird, der jedoch zahlenmäßig nicht zu erfassen 
ist. 

Die Aufwendungen für das Bundes-Seuchenge- 
setz im Zusammenhang mit den Erhöhungen nach 
diesem Gesetz sind nicht feststellbar, weil die 
Ausgaben der Länder für das Bundes-Seuchen- 
gesetz nicht bekannt sind. 

Die finanziellen Belange der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände werden durch das Gesetz nicht 
berührt. 


B. Auswirkungen auf das Preisgefüge 

Die 548,7 Millionen DM Mehraufwendungen im 
Jahre 1973 entfallen nahezu ausschließlich auf eine 
Anhebung der laufenden Versorgungsbezüge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und anderen Geset- 
zen, die das Bundesversorgungsgesetz für anwend- 
bar erklären. Die Erhöhung der laufenden Versor- 
gungsbezüge beträgt 9,5 vom Hundert im Durch- 
schnitt und ist damit gleich der Veränderungsrate 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage der ArV und 
AnV des Jahres 1972 gegenüber 1971. 

Die durch dieses Gesetz bedingten Mehrausgaben 
für sozialpolitische Zwecke werden erfahrungsgemäß 
zum größten Teil in den Konsum fließen. Ob sie 
einer Preisberuhigung spürbar entgegenwirken, 
hängt weitgehend von der konjunkturellen Lage der 
nächsten Jahre ab. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 nach Nummer 5 (§ 25 a Abs. 4 Nr. 3) 

Nach Nummer 5 ist folgende Nummer 5 a einzu- 
fügen: 

,5 a. § 25 a Abs. 4 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. einem Familienzuschlag für jede vom 
Versorgungsberechtigten überwiegend 
unterhaltene Person in Höhe des Fami- 
lienzuschlags nach § 79 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, mindestens jedoch 
in Höhe von 175 Deutsche Mark. 11 ' 

Begründung 

Die Erhöhung des Familienzuschlags ist erforder- 
lich, um in der Kriegsopferfürsorge Leistungen 
zu gewährleisten, die über denen der Sozialhilfe 
liegen? damit wird den berechtigten Belangen der 
Kriegsopfer Rechnung getragen. Die Anhebung 
des Familienzuschlags um 25 DM entspricht in 
etwa dem Verhältnis, wie es vor der Erhöhung 
des Familienzuschlags am 1. Januar 1972 zwi- 
schen den Familienzuschlägen nach § 79 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes und nach § 25 a Abs. 4 
Nr. 3 des Bundesversorgungsgesetzes bestanden 
hat. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 30) 

Vor Buchstabe a sind folgende Buchstaben Oa 
und Ob einzufügen: 

,Oa) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Minderung der Erwerbsfähigkeit 
ist höher zu bewerten, wenn der Be- 
schädigte durch die Art der Schädi- 
gungsfolgen in seinem vor der Schädi- 
gung ausgeübten oder begonnenen Be- 
ruf, in seinem nachweisbar angestreb- 
ten oder in dem Beruf besonders 
betroffen ist, den er nach Eintritt der 
Schädigung ausgeübt hat, noch ausübt 
oder ohne die Schädigungsfolgen wahr- 
scheinlich ausgeübt hätte. 11 

Ob) Absatz 2 Satz 2 Buchstabe a erhält folgende 

Fassung: 

,,a) infolge der Schädigung weder seinen 
bisher ausgeübten, begonnenen, nach- 
weisbar angestrebten oder wahrschein- 
lich ausgeübten noch einen sozial 
gleichwertigen Beruf ausüben kann. 11 ' 

Begründung 

Die bisherige Fassung des § 30 Abs. 2, nach der 
eine für die Höherbewertung der MdE relevante 


Berufsausübung, -ausbildung oder -planung 
nachgewiesen sein muß, kann in den Fällen zu 
unbefriedigenden Ergebnissen führen, in denen 
der Beschädigte unter Berücksichtigung ver- 
änderter Arbeitsmöglichkeiten ohne die Schädi- 
gungsfolgen wahrscheinlich einen anderen als 
den ausgeübten, begonnenen oder angestrebten 
Beruf ausgeübt hätte. Dieser Beruf, der der Fest- 
stellung des Vergleichseinkommens beim Berufs- 
schadensausgleich nach § 30 Abs. 3 und 4 zu- 
grunde zu legen ist, sollte auch bei der Fest- 
stellung der Berufsbetroffenheit nach § 30 Abs. 2 
uneingeschränkt berücksichtigt werden. 

3* Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 33 b) 

In Nummer 10 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,Oa) An Absatz 4 Satz 2 Buchstabe c wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„War diese Voraussetzung erfüllt, kann für 
ein nach Vollendung des 27, Lebensjahres 
erwerbstätig gewesenes Kind der Kinder- 
zuschlag erneut gewährt werden, wenn und 
solange es wegen desselben körperlichen 
oder geistigen Gebrechens erneut außer- 
stande ist, sich selbst zu unterhalten. 11 ' 

Begründung 

Die Gebrechen sind graduell so verschieden, daß 
in vielen Fällen eine berufliche Rehabilitation 
erreichbar ist. Es sollte deshalb ein Anreiz ge- 
schaffen werden, das Kind einer Erwerbstätig- 
keit zuzuführen. Die Befürchtungen des Beschä- 
digten, das Bezugsrecht für den Kinderzuschlag 
durch einen Arbeitsversuch des Kindes zu ver- 
lieren, werden durch die vorgeschlagene Er- 
gänzung des § 33 b Abs. 4 Buchstabe c zerstreut. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 36) 

Nummer 13 ist wie folgt zu fassen: 

,13. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „750 11 
durch die Zahl „1000" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem 
Wort „Pflegeeltern 11 die Worte „, die 
Enkel 11 eingefügt. 

c) In Absatz 3 wird die Zahl „750" durch 
die Zahl „1000" ersetzt.' 

Begründung 

Das volle Bestattungsgeld beim Tode von Be- 
schädigten wurde letztmals mit Wirkung ab 
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1. Januar 1964 auf den derzeitigen Betrag von 
750 DM erhöht. Die zwischenzeitlich eingetrete- 
nen erheblichen Preissteigerungen, die sich auch 
bei den Bestattungskosten bemerkbar machen, 
erfordern eine Erhöhung des Bestattungsgeldes 
auf 1000 DM. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 40 a) 

In Nummer 16 ist nach Buchstabe a folgender 
Buchstabe al einzufügen: 

,al) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „zu- 
züglich der Grundrente (§ 40)" durch die 
Worte „zuzüglich eines Teilbetrages der 
Grundrente (§ 40) in Höhe von monatlich 
210 Deutsche Mark" ersetzt.' 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll erreicht 
werden, daß die Witwengrundrente nur noch 
teilweise - in der jetzigen Höhe von 210 DM - 
bei der Feststellung des Schadensausgleichs be- 
rücksichtigt wird. Die Erhöhungen der Witwern 
grundrente nach demViertenAnpassungsgesetz - 
KOV und den weiteren Anpassungsgesetzen - 
KOV sollen anrechnungsfrei bleiben. Diese Rege- 
lung würde verhindern, daß die Erhöhungen der 
Grundrente ab 1. Januar 1973 und in den folgen- 
den Jahren den Witwen nicht voll zugute kom- 
men, die einen Schadensausgleich beziehen. Jede 
Erhöhung der Witwengrundrente würde sonst 
- wie bisher - zu einer bruchteilsmäßigen Kür- 
zung des Schadensausgleichs führen. Mit der 
vorgeschlagenen Änderung könnte ein schritt- 
weiser Abbau der Anrechnung der Witwen- 
grundrente beim Schadensausgleich erreicht wer- 
den, wie dies der Bundesrat schon bei den Be- 
ratungen des Zweiten und des Dritten Anpas- 
sung sge setz es - KOV verlangt hat (vgl. BR- 
Drucksache 165/70 (Beschluß) - zu Artikel 1 
Nr. 11 Ziffer 1 - und BR-Drucksache 496/71 (Be- 
schluß zu Artikel 1 Nr. 21 Ziffer 11). 

6. Zu Artikel 1 nach Nummer 17 (§ 45 Abs. 3 Satz 1) 

Nach Nummer 17 ist folgende Nummer 17 a ein- 
zufügen: 

,17 a. An § 45 Abs. 3 Buchstabe c wird folgender 
Satz angefügt: 

„War diese Voraussetzung erfüllt, kann 
einer nach Vollendung des 27. Lebensjahres 
erwerbstätig gewesene Waise die Waisen- 
rente erneut gewährt werden, wenn und 
solange sie wegen desselben körperlichen 
oder geistigen Gebrechens erneut außer- 
stande ist, sich selbst zu unterhalten."' 

Begründung 

Folge der Einfügung des Buchstaben Oa in 
Artikel 1 Nr. 10. 


7. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 51) 

In Nummer 22 ist folgender Buchstabe d einzu- 
fügen: 

,d) An Absatz 4 Buchstabe a wird folgender Satz 
angefügt: 

„Leistungen aufgrund bürgerlich-rechtlicher 
Unterhaltsansprüche gegen Abkömmlinge 
sind nicht als Einkommen anzurechnen. 1 " 

Begründung 

Die langjährigen Erfahrungen in der Praxis 
haben gezeigt, daß die von der Versorgungsver- 
waltung bei der Festsetzung der Elternrenten 
nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts 
ermittelten Unterhaltsbeiträge der noch leben- 
den Kinder von diesen oftmals ihren Eltern 
gegenüber nicht erbracht werden und die Eltern 
sie mit Rücksicht auf den Familienfrieden in aller 
Regel auch nicht gerichtlich durchsetzen. Den 
Eltern muß daher nach der derzeitigen Rechtslage 
teilweise ein Unterhaltsbetrag als Einkommen 
angerechnet werden, den sie tatsächlich über- 
haupt nicht erhalten. Von diesen sozialpolitisch 
nicht vertretbaren Auswirkungen werden vor- 
wiegend die wirtschaftlich besonders schlecht 
gestellten Kriegereltern betroffen, weil in der 
Regel nur diese bürgerlich-rechtliche Unterhalts- 
ansprüche gegen ihre Kinder geltend machen 
könnten. Der soziale Charakter des Bundesver- 
sorgungsgesetzes verbietet es jedoch, die Eltem- 
rente aufgrund fiktiver, aber tatsächlich nicht 
erfüllter Unterhaltsansprüche zu mindern oder 
zu entziehen. Durch die Ermittlungen der Ver- 
sorgungsbehörden bei den unterhaltspflichtigen 
Kindern wird darüber hinaus zu Lasten der 
Eltern erhebliche Unruhe in die Familien hinein- 
getragen. 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch zu 
berücksichtigen, daß die Ermittlung der bürger- 
lich-rechtlichen Unterhaltsleistungen der noch 
lebenden Kinder erhebliche verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten bereitet und die durch die An- 
rechnung der Unterhaltsleistungen erzielte finan- 
zielle Ersparnis in keinem Verhältnis steht zu 
dem durch die Überprüfung der Unterhaltsfähig- 
keit bedingten Verwaltungsaufwand. 


8. Zu Artikel 1 nach Nummer 22 (§ 53) 

Nach Nummer 22 ist folgende Nummer 22 a ein- 
zufügen: 

,22 a. In § 53 Satz 2 wird die Zahl „750" durch 
die Zahl „1000" und die Zahl „375" durch 
die Zahl „500" ersetzt.' 

Begründung 

Auf die Begründung zur Änderung des Artikels 1 
Nr. 13 wird Bezug genommen. 
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Das volle Bestattungsgeld beim Tode von Hinter- 
bliebenen wurde letztmals mit Wirkung vom 
1. Januar 1964 auf den derzeitigen Betrag von 
750 DM erhöht. Die zwischenzeitlich eingetrete- 
nen erheblichen Preissteigerungen, die sich auch 
bei den Bestattungskosten bemerkbar machen, 
erfordern eine Erhöhung des Bestattungsgeldes 
auf 1000 DM. 

Das halbe Bestattungsgeld ist dementsprechend 
auf 500 DM zu erhöhen. 


9. Nach Artikel 2 a (neu) 

Folgender Artikel 2 a ist einzufügen: 

, Artikel 2 a 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
der Verwaltungsbehörden 
der Kriegsopferversorgung 

Das Gesetz über die Errichtung der Verwal- 
tungsbehörden der Kriegsopferversorgung vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 169), ge- 
ändert durch das Vierte Überleitungsgesetz vom 
27. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 189), wird 
wie folgt geändert: 


1. In § 7 wird als Absatz 1 eingefügt: 

„(1) Die Senate der Länder Berlin, Bremen 
und Hamburg werden ermächtigt, dem Ver- 
waltungsaufbau ihrer Länder entsprechend 
davon abzusehen, Landesversorgungsämter 
als besondere Verwaltungsbehörde zu errich- 
ten." 

2. Der bisherige Text des § 7 wird Absatz 2.' 
Begründung 

Das Bundesgesetz über die Errichtung der Ver- 
waltungsbehörden der Kriegsopferversorgung 
als ein reines Organisationsgesetz schreibt den 
Ländern einheitlich einen zweistufigen Aufbau 
der Versorgungsverwaltung (Versorgungsamt, 
Landesversorgungsamt) vor. Den in den Stadt- 
staaten bestehenden, von den Flächenländern ab- 
weichenden Verwaltungsaufbau läßt das Er- 
richtungsgesetz unberücksichtigt. Eine Anglei- 
chung des Verwaltungsaufbaues der Versor- 
gungsverwaltung an die Verwaltungsstruktur in 
den Stadtstaaten war bisher deshalb nicht mög- 
lich. Daher ist die Ergänzung des Errichtungs- 
gesetzes notwendig. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag entspricht dem Vorschlag des Bundes- 
rates zum Dritten Anpassungsgesetz - KOV. Die 
Bundesregierung sieht sich auch jetzt außerstande, 
die erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung zu 
stellen. Die Erhöhung des Familienzuschlags von 
z. Z. monatlich 150 DM auf 175 DM würde einen 
jährlichen Mehraufwand von schätzungsweise 
2,5 Mio DM erfordern, davon zu Lasten des Bundes 
2 Mio DM. Hierfür sind in der Haushalts- und 
Finanzplanung des Bundes keine Mittel vorgesehen. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Ohne weitere Nachprüfungen, an denen die Ver- 
sorgungsverwaltung beteiligt sein müßte, ist keine 
konkrete Aussage über die rechtlichen und zahlen- 
mäßigen Auswirkungen des Änderungsvorschlags 
des Bundesrates möglich. In diesem Zusammenhang 
sei vor allem erwähnt, daß die Vorschrift des § 30 
Abs. 2 BVG seit 20 Jahren praktiziert wird und in 
der Zwischenzeit auch aufgrund von gesammelten 
Erfahrungen geändert worden ist, ohne daß die in 
der Begründung zum Vorschlag des Bundesrates 
angedeuteten Schwierigkeiten jemals angesprochen 
worden wären. Auch aus Rechtsprechung und 
Literatur lassen sich, soweit festgestellt werden 
konnte, keine Anhaltspunkte für eine sachgerechte 
Beurteilung des Änderungsvorschlags gewinnen. 
Bisher ist von den für die Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörden der Länder nicht über einschlägige 
Fälle berichtet worden, in denen sich die geltende 
Fassung des § 30 Abs. 2 BVG als nicht ausreichend 
erwiesen hätte. Die Bundesregierung ist daher be- 
reit, entsprechende Erhebungen durchführen zu 
lassen, um prüfen zu können, ob eine Änderung des 
§ 30 Abs. 2 BVG sinnvoll, sozialpolitisch notwendig 
und ggf. finanziell realisierbar ist. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch aus redak- 
tionellen Gründen mit der Maßgabe, daß Nummer 10 
Buchstabe a folgende Fassung erhält: 

,a) In Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender neuer 
Satz eingefügt: „Hatte ein Kind, das bei Voll- 
endung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres 
körperlich oder geistig gebrechlich war, nach 
diesem Zeitpunkt eine Erwerbstätigkeit aus- 
geübt, so ist der Kinderzuschlag erneut zu ge- 


währen, wenn und solange es wegen desselben 
körperlichen oder geistigen Gebrechens erneut 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten.", 
der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und in ihm 
wird das Wort „Ersatzdienstpflicht" durch das 
Wort „Zivildienstpflicht" ersetzt, der bisherige 
Satz 4 wird Satz 5 und in ihm wird das Wort 
„Ersatzdienst" durch das Wort „Zivildienst" 
ersetzt. 1 

Zu 4. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag ist inhaltsgleich mit dem Vorschlag 
des Bundesrates zum Dritten Anpassungsgesetz - 
KOV. Die Bundesregierung sieht sich auch jetzt 
außerstande, die erforderlichen Haushaltsmittel zur 
Verfügung zu stellen. Der Mehraufwand würde hier- 
für zusammen mit dem Vorschlag Nummer 8 

1973 1974 1975 1976 

9 Mio DM 9 Mio DM 10 Mio DM 10 Mio DM 

betragen. Ein solcher Mehraufwand ist jedoch weder 
im Haushalts- noch im Finanzplan des Bundes be- 
rücksichtigt. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihren Gegen- 
äußerungen zu den Stellungnahmen des Bundes- 
rates zum Zweiten und Dritten Anpassungsgesetz - 
KOV dargelegt, daß sozialpolitisch kein überzeu- 
gender Grund vorliegt, von der Anrechnung der 
Witwengrundrente bei der Feststellung des 
Schadensausgleichs ganz oder teilweise abzusehen. 
Sie ist nach wie vor in Übereinstimmung mit dem 
Bundesverfassungsgericht der Auffassung, daß so- 
wohl die Witwengrundrente als auch die Witwen- 
ausgleichsrente Unterhaltsersatzfunktion haben. So- 
mit dient auch die Witwengrundrente der Abgeltung 
wirtschaftlicher Nachteile und ist daher ein Teil der 
zum Ausgleich des Schadens zu erbringenden Lei- 
stungen. Der Schadensausgleich bezweckt, einen mit 
dem Tod des Ehegatten zusammenhängenden wirt- 
schaftlichen Schaden, soweit dieser durch den An- 
spruch auf Grund- und Ausgleichsrente nicht bereits 
ausgeglichen ist, abzugelten. Daher tritt die Grund- 
rente hier als Teilleistung im Rahmen eines be- 
stimmten Rentenanspruchs in Erscheinung, so daß 
auch ihre Freilassung bei der Einkommensermitt- 
lung nach einigen anderen Gesetzen nichts über die 
Wertung und Behandlung bei der Leistungsbemes- 
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sung nach dem Bundesversorgungsgesetz aussagt. 
Die vom Bundesrat geäußerte Befürchtung, jede Er- 
höhung der Witwengrundrente im Rahmen der An- 
passung nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes 
würde zu einer bruchteilsmäßigen Kürzung des 

Schadensausgleichs führen, ist - wie sich aus folgen- 
der Modellrechnung ergibt - aufgrund der mit dem 
Dritten Anpassungsgesetz - KOV herbeigeführten 
Harmonisierung der Anpassungsvorschriften im 
Prinzip unbegründet: 


1972 

1973 

1974 

1975 


(Anp. 9,5 %) 

(Anp. 11,4%) 

(Anp. 10,5 %) 


DM 

DM 

DM 

DM 

Witwengrundrente 

210 

230 

256 

283 

Witwenausgleichsrente 

46 

50 

56 

62 

Sozialrente (rund) 

320 

350 

390 

431 

Vergleichseinkommen 

1500 

1643 

1830 

2022 

derzeitiges Bruttoeinkommen 

576 

630 

702 

776 

Schadensausgleich 

70 

77 

86 

94 

Gesamtrente nach BVG 

326 

357 

(+ 9,5 %) 

398 

(+ 11,5%) 

439 

(+ 10,3%) 


Für die Modellrechnung wurde unterstellt, daß sich 
das Vergleichseinkommen in gleichem Umfang wie 
der Anpassungsfaktor verändert, was im Rahmen 
einer längerfristigen Betrachtung sachgerecht ist. 

Die geforderte Freilassung der Witwengrundrente 
würde schließlich dazu führen, daß sich die Ver- 
sorgungsbezüge der Witwen mit Anspruch auf 
Schadensausgleich bei den Anpassungen insgesamt 
stärker erhöhten als die der übrigen Witwen. So 
ergäbe sich im . vorstehenden Modellfall eine Er- 
höhung der Gesamtversorgung nach dem BVG im 
Jahre 1973 von 12% statt 9,5%, im Jahre 1974 von 
14% statt 11,4% und im Jahre 1975 von 12,7% 
statt 10,5 %. 

Die in der Stellungnahme des Bundesrates geforder- 
te teilweise Nichtberücksichtigung der Grundrente 
würde zu folgenden Mehrausgaben führen: 

1973 1974 1975 1976 

35 Mio DM 80 Mio DM 120 Mio DM 160 Mio DM. 

Im übrigen würde die letztlich angestrebte völlige 
Freilassung der Witwengrundrente einen Mehrauf- 
wand von über 500 Mio DM bedingen, der sich in 
den Folgejahren weiter erhöhen würde. 

Zu 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch aus redak- 
tionellen Gründen mit der Maßgabe, daß an Stelle 
der Einfügung einer neuen Nummer 17 a die Num- 
mer 18 folgende Fassung erhält: 

,18. In § 45 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz eingefügt: 

„Hatte eine Waise, die bei Vollendung des 
siebenundzwanzigsten Lebensjahres körperlich 
oder geistig gebrechlich war, nach diesem Zeit- 
punkt eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, so ist die 
Waisenrente erneut zu gewähren, wenn und so- 


lange sie wegen desselben körperlichen oder 
geistigen Gebrechens erneut außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten.", der bisherige Satz 2 
wird Satz 3 und in ihm wird das Wort „Ersatz- 
dienstpflicht" durch das Wort „Zivildienst- 
pflicht" ersetzt, der bisherige Satz 3 wird Satz 4 
und in ihm wird das Wort „Ersatzdienst" durch 
das Wort „Zivildienst" ersetzt.' 

Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der bereits in 
der Stellungnahme zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates zum Dritten Anpassungsgesetz - 
KOV vertretenen Auffassung, daß der Vorschlag 
mit dem der Elternrente zugrunde liegenden Rechts- 
gedanken nicht vereinbar ist. Mit der Berücksichti- 
gung des Vorschlags würde das Rechtsinstitut der 
Elternrente völlig in Frage gestellt. Die Elternrente 
soll lediglich die durch den schädigungsbedingten 
Tod des Kindes verminderten Unterhaltschancen 
ausgleichen. Es ist deshalb folgerichtig, den bürger- 
lich-rechtlichen Unterhaltsanspruch gegenüber den 
Verwandten in gerader Linie als Einkommen zu 
berücksichtigen. 

Der finanzielle Mehraufwand für die vorgeschlagene 
Regelung würde sich auf 

1973 1974 1975 1976 

10 Mio DM 10 Mio DM 9 Mio DM 9 Mio DM 

belaufen. Entsprechende Mittel sind hierfür im 
Haushalts- und Finanzplan des Bundes nicht vorge- 
sehen. 

Zu 8. 

Dem Änderungsvorschlag wird aus den zu Num- 
mer 4 der Stellungnahme dargelegten Gründen nicht 
zugestimmt. 
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Zu 9. 

Die Bundesregierung wird bei den Beratungen über 
den vorliegenden Gesetzentwurf im Deutschen Bun- 
destag in der Lage sein, sich abschließend zu dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates zu äußern. 

Der Bundesrat machte bereits zum Dritten Anpas- 
sungsgesetz - KOV einen inhaltsgleichen Ände- 
rungsvorschlag, der jedoch nicht weiter verfolgt 
wurde, weil die Vielschichtigkeit der damit ver- 
bundenen Probleme eine rechtzeitige Verabschie- 
dung des Gesetzes gefährdet hätte. 

Die Ergebnisse der von der Bundesregierung später 
vorgenommenen Prüfungen ließen es nicht geboten 
erscheinen, dem Vorschlag des Bundesrates zu 
folgen. Indes wurden bei den Beratungen über den 
jetzt vorliegenden Entwurf im Bundesrat Gesichts- 
punkte aufgezeigt, die es sinnvoll erscheinen lassen, 
den gesamten Fragenkomplex nochmals zu über- 
denken. 
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